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(Nr. 13827.) Verordnung über die Regelung des Verfahrens bei Stellung von Darlehnsanträgen 
zur Arbeitsbeſchaffung (§ 11 der Durchführungsbeſtimmungen der Reichsregierung zur 
Arbeitsbeſchaffung vom 6. Januar 1933 — Reichsgeſetzbll. 1 S. 11 —. Vom 
12. Januar 1933. 


Auf Grund des $ 11 der Durchführungsbeſtimmungen der Reichsregierung zur Arbeits⸗ 
beſchaffung vom 6. Januar 1933 wird im Einvernehmen mit dem Reichskommiſſar für Arbeits⸗ 
beſchaffung verordnet, was folgt: 

I 

Iſt für die Darlehnsanträge eine Genehmigung erforderlich, ſo hat die hierfür zuſtändige 
Behörde im Falle der Genehmigung die Anträge unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen 
dem Regierungspräſidenten, in Berlin dem Oberpräſidenten, einzureichen, der ſie in finanzieller, 
wirtſchaftlicher und techniſcher Hinſicht prüft und die Stellungnahme des Landesarbeitsamts 
entgegennimmt. 

2. 

Der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident, reicht die nicht abgelehnten Anträge 
ſowie die Anträge, über die eine Übereinſtimmung mit dem Präſidenten des Landesarbeitsamts 
nicht erzielt iſt, dem Reichskommiſſar für Arbeitsbeſchaffung ein. Er beſcheidet den Antragſteller, 
wenn Übereinſtimmung mit dem Präſidenten des Landesarbeitsamts über die Ablehnung beſteht. 


8. 

Darlehnsanträge der Provinzen (Bezirksverbände) find dem Oberpräſidenten einzureichen. 
Der Oberpräſident hat ſie hinſichtlich der finanziellen, wirtſchaftlichen und techniſchen Unterlagen 
zu prüfen und mit ſeiner Stellungnahme der Genehmigungsbehörde weiterzuleiten. Wird die 
Genehmigung erteilt, fo hat der Oberpräfident die Stellungnahme des Landesarbeitsamts entgegen⸗ 
zunehmen und im übrigen nach Ziffer 2 zu verfahren. 

4. 

Gemiſchtwirtſchaftliche Unternehmungen ſowie Träger, die für die Darlehnsaufnahme eine 
Genehmigung nicht einzuholen brauchen, haben die Darlehnsanträge beim Regierungspräſidenten, 
in Berlin beim Oberpräſidenten, einzureichen. Ziffer 1 und 2 finden für das Verfahren entſprechende 
Anwendung. 

Berlin, den 12. Januar 1933. 

Zugleich für den Preußiſchen Miniſter des Innern und den Preußiſchen Finanzminiſter 
Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
Der Kommiſſar des Reichs. 


Im Auftrage: 
Schindler. 
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(Ar. 13828.) Zweite Verordnung über die Durchführung der Gemeindefinanzverordnung vom 
2. November 1932 (Geſetzſamml. S. 341). Vom 28. Januar 1933. s 


Auf Grund der Vorſchriften der 88 19 und 27 der Gemeindefinanzverordnung vom 2. No⸗ 
vember 1932 (Geſetzſamml. S. 341) wird folgendes verordnet: 


Artikel L 
Ortliche Rechnungsprüfung. 
Abſchnitt 1. 
Ortliche Rechnungsprüfungsämter. 


8 1. 

(4) Dem Rechnungsprüfungsamte ($ 17 Abſ. 1 G8 B.) obliegt die örtliche Rechnungsprüfung 
nach Maßgabe der Beſtimmungen der gemeindlichen Finanzordnung (§ 20 G8 V.) ſowie die 
laufende Überwachung des Kaſſenweſens der gemeindlichen Dienſtſtellen, Betriebe und Unter⸗ 
nehmungen. Bei den unvermuteten Kaſſenprüfungen (§ 14 G8 B.) iſt das Rechnungsprüfungsamt 
zu beteiligen. Dem Rechnungsprüfungsamte des Landkreiſes obliegt ferner die Durchführung 
der örtlichen Rechnungsprüfungen in den Landgemeinden (§ 17 Abſ. 3 GV.). 

(2) Dem Rechnungsprüfungsamte können durch die Finanzordnung weitere Aufgaben über⸗ 
tragen werden. Es ſollen ihm übertragen werden: 

a) die Prüfung der von der Gemeinde (dem Gemeindeverbande) zu vergebenden Aufträge, 
einſchließlich der zugrundeliegenden Entwürfe und Koſtenanſchläge vor Erteilung dieſer 
Aufträge; E 

b) die Prüfung der Wirtſchaftsführung, der Geſchäftsbücher, der Inventur und Bilanz 
ſowie der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung der ſelbſtändigen Betriebe und Unternehmungen 
(S 13 der Muſterrechnungsordnung), unbeſchadet der Prüfung nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften des Kapitels VIII Fünfter Teil der Verordnung vom 6. Oktober 1931 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 537), ſowie die Buh- und Betriebsführung in den Fällen der 88 25, 
26 der Muſterhaushaltsordnung; 

e) die Vornahme der Vorratsprüfungen gemäß 8 5 der Grundſätze für das Kaſſenweſen. 


82. 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt unterſteht hinſichtlich der Erledigung ſeiner Aufgaben aus⸗ 
ſchließlich den Anordnungen des Bürgermeiſters (Oberbürgermeiſters, Gemeindevorſtehers, 
Landeshauptmanns, Vorſitzenden des Landesausſchuſſes der Hohenzolleriſchen Lande, Verbands⸗ 
direktors des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, Landrats als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, 
Amtsbürgermeiſters). In Stadtgemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern und den Pro⸗ 
vinzial⸗(Bezirks⸗) Verbänden können dieſe Anordnungen im Auftrag und unter Aufſicht des Ober⸗ 
bürgermeiſters (des Landeshauptmanns) durch einen mit Zuſtimmung der Kommunalaufſichts⸗ 
behörde zu beſtellenden Beamten der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) getroffen werden. 

E) Dem Rechnungsprüfungsamt iſt ein unmittelbarer Verkehr mit der Vertretungskörper⸗ 
ſchaft und den Ausſchüſſen der Vertretungskörperſchaft nicht geſtattet. 


§ 3. 

() Der Leiter des Rechnungsprüfungsamts wird in größeren Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden von dem Bürgermeiſter uſw. aus der Zahl der lebenslänglich angeſtellten Beamten der 
Gemeinde (des Gemeindeverbandes) auf neun Jahre hauptamtlich beſtellt. In Gemeinden und 
Gemeindeverbänden, in denen der Umfang der Aufgaben des Rechnungsprüfungsamts die Be⸗ 
ſtellung eines hauptamtlichen Leiters nicht erfordert, kann die Leitung des Amtes für die gleiche 
Zeitdauer einem lebenslänglich angeſtellten Beamten neben ſeinen ſonſtigen Dienſtobliegenheiten 
übertragen werden. 

(2) Der Leiter des Rechnungsprüfungsamts darf nicht Mitglied des Gemeindevorſtandes 
oder der Vertretungskörperſchaft ſein. Er darf mit Mitgliedern des Gemeindevorſtandes ſowie 


, 
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mit dem leitenden Kaſſenbeamten der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) nicht in auf⸗ und 
abſteigender Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert ſein. 
Dem Leiter des Rechnungsprüfungsamts dürfen nicht zugleich Dienſtgeſchäfte obliegen, kraft deren 
er die Annahme von Einnahmen oder die Leiſtung von Ausgaben für die Gemeinde (den Gemeinde⸗ 
verband) anzuordnen oder auszuführen hat. 

(8) Die vorzeitige Abberufung des Leiters des Rechnungsprüfungsamts kann nur von dem 
Bürgermeiſter uſw. verfügt werden; ſie bedarf der Genehmigung der Kommunalaufſichtsbehörde. 
Die Vorſchriften des Dienſtſtrafrechts bleiben unberührt mit der Maßgabe, daß die vorläufige 
Dienſtenthebung des Leiters des Rechnungsprüfungsamts nur mit Zuſtimmung der Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde zuläſſig iſt. 


§ 4. 

Der Kommunalaufſichtsbehörde iſt jährlich eine Zuſammenſtellung der nichterledigten 
Erinnerungen des von dem Rechnungsprüfungsamte zu erſtattenden Prüfungsberichts (§ 16 Abſ. 2 
der Muſterrechnungsordnung) vorzulegen. Sie kann die Vorlage des Prüfungsberichts verlangen 
und in die Prüfungsunterlagen Einſicht nehmen. 


Abſchnitt 2. 
Ortliche Rechnungsprüfung durch den überörtlichen Prüfungs- 
verband und den Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes. 


8 5. 

() Die örtliche Rechnungsprüfung durch den überörtlichen Prüfungsverband und den 
Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes (§ 17 Abſ. 2 und 3 CZV.) umfaßt die Prüfung 
der Jahresrechnung und die ſtichprobenweiſe Prüfung der Belege nach Maßgabe der Beſtimmungen 
der gemeindlichen Finanzordnung. Die Prüfung ift fo rechtzeitig abzuſchließen, daß der 
Prüfungsbericht der Vertretungskörperſchaft vor der Feſtſtellung der Jahresrechnung und der 
Entlaſtung rechtzeitig zugeht. § 4 findet entſprechende Anwendung. 

(2) Größere Landgemeinden im Sinne des $ 17 Abſ. 2 GF V. find die Landgemeinden mit 
mehr als 10 000 Einwohnern. 

(8) Die Kreiſe find berechtigt, für die Durchführung der örtlichen Rechnungsprüfung in den 
kreisangehörigen Landgemeinden zur Deckung der Hälfte der hierdurch entſtehenden Koſten 
Gebühren zu erheben. Die Gebührenordnungen bedürfen der Genehmigung nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes. 


Artikel I. 
Überörtliche Rechnungsprüfung. 
Abſchnitt 1. 
Einrichtung der überörtlichen Prüfungsverbände. 


§ 6. 

() Zum Zwecke der Durchführung der überörtlichen Prüfung des Haushalts, Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſens (Abſchnitt 3) werden die Gemeinden und Gemeindeverbände mit Ausnahme der 
Landgemeinden und Flecken mit weniger als 2000 Einwohnern und der Zweckverbände (Abſ. 3) 
zu überörtlichen Prüfungsverbänden zuſammengeſchloſſen. Landgemeinden und Flecken mit mehr 
als 1000 aber weniger als 2000 Einwohnern können dem zuſtändigen Prüfungsverbande beitreten. 
In Fällen, in denen dies im öffentlichen Intereſſe geboten iſt, kann der Landrat als Vorſitzender 
des Kreisausſchuſſes den Beſchluß der Landgemeinde (des Fleckens) über den Beitritt zu dem 
Prüfungsverband erſetzen. Die Prüfungsverbände ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
und unterſtehen der Aufſicht des Staates. 


(2) Die Prüfungsverbände werden 


a) geſondert für Stadtgemeinden, für Landgemeinden, Flecken, Kirchſpielslandgemeinden, 
Samtgemeinden und Köge, für Kreiſe ſowie für Amter und amtsangehörige Land⸗ 


14 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 5, ausgegeben am 4. 2. 33. 


gemeinden für den Bereich jeder Provinz (in der Provinz Heſſen⸗Naſſau für den Bereich 
jedes Bezirksverbandes), 

b) für Provinzial- (Bezirks⸗) Verbände und den Landeskommunalverband der Hohenzolle⸗ 

riſchen Lande gemeinſam für das geſamte Staatsgebiet 
gebildet. 

(8) Zweckverbände mit Ausnahme der Sparkaſſen⸗ und Giroverbände haben bis zum 1. Mai 
1933 darüber zu beſchließen, welchem Prüfungsverbande ſie angehören. Kommt bis zu dieſem 
Zeitpunkt ein vechtsgültiger Beſchluß nicht zuſtande, ſo wird er durch die Kommunalaufſichts⸗ 
behörde erſetzt. Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk gehört dem Prüfungsverbande der 
Stadtgemeinden der Rheinprovinz, die Kreiſe, Stadt⸗ und Landgemeinden der Hohenzolleriſchen 
Lande gehören den zuſtändigen Prüfungsverbänden der Rheinprovinz an. Die Amter des Kreiſes 
Wetzlar gehören dem Prüfungsverbande für die Kreiſe des Bezirksverbandes Wiesbaden an. 

(4) Die provinziellen Prüfungsverbände können ſich innerhalb der Provinz (des Bezirks⸗ 
verbandes) mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde und für mehvere Provinzen (Bezirksverbände) 
mit Genehmigung des Miniſters des Innern und des Finanzminiſters zu gemeinſamen Prüfungs⸗ 
verbänden zuſammenſchließen. Soweit ein derartiger Zuſammenſchluß im öffentlichen Intereſſe 
geboten iſt, kann er bei mangelndem Einverſtändniſſe der Beteiligten durch die Aufſichtsbehörde und, 
wenn der Zuſammenſchluß das Gebiet einer Provinz (eines Bezirksverbandes) überſchreitet, 
durch den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter verfügt werden. Abſ. 1 Satz 4 gilt für 
dieſe Zuſammenſchlüſſe entſprechend. 


8 7. 

() Die Rechtsverhältniſſe der überörtlichen Prüfungsverbände ſind durch eine Satzung 

zu regeln. 

(2) Die Satzung muß enthalten: 

a) die Bezeichnung der Mitglieder des Prüfungsverbandes; 

b) die Benennung des Verbandes und die Angabe des Ortes, an dem die Verwaltung 
geführt wird. Als ſolcher kann der Wohnort des jeweiligen Verbandsvorſitzenden be⸗ 
zeichnet werden; 

c) die näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Aufgaben des Verbandes; 

d) die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung und Bildung des Vorſtandes 
und des Verbandsausſchuſſes, über die Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes und des 
Verbandsausſchuſſes ſowie über das Stimmverhältnis bei Abſtimmungen; 

e) die näheren Beſtimmungen über die Aufſtellung des Haushaltsplans ſowie die Rech⸗ 
nungslegung und Entlaſtung; 

f) die näheren Beſtimmungen über die Deckung der dem Verband entſtehenden Ausgaben 
durch Prüfungsgebühren, die von den geprüften Verbandsmitgliedern zu tragen ſind. 

( Die Satzung ſowie Anderungen derſelben bedürfen der Genehmigung der Aufſichts— 

behörde. Kommt die Satzung nicht bis zum 15. März 1933 zuſtande, ſo wird fie von dex Auffichts- 
behörde erlaſſen. 

(0 Die Satzung iſt durch die Regierungsamtsblätter der Provinz, hinſichtlich des Prüfungs⸗ 

verbandes für die Provinzial» (Bezirks-) Verbände durch den Reichs⸗ und Staatsanzeiger bekannt⸗ 
zumachen. 


Abſchnitt 2. 
5 Organe der Prüfungs verbände. 
IR 8 8. 

() Die Verwaltung des Verbandes wird durch den Vorſitzenden geführt, der in den Fällen 
des § 6 Ubf. 2 a und 4 durch den Vorſtand (die Vorſtände) des (der) zuſtändigen provinziellen 
kommunalen Spitzenverbandes (Spitzenverbände), in dem Falle des § 6 Abſ. 2 b durch die Landes⸗ 
dtrektorenkonferenz auf die Dauer von ſechs Jahren, jedoch nicht über den Ablauf der Dauer 
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ſeiner hauptamtlichen Tätigkeit hinaus aus der Zahl der hauptamtlichen Mitglieder der Gemeinde⸗ 
vorſtände der verbandsangehörigen Gemeinden (Gemeindeverbände), im Falle des 8 6 Abſ. 2 b 
aus der Zahl der Landeshauptleute beſtellt wird. Zugleich mit dem Vorſitzenden iſt in der 
gleichen Weiſe ein Stellvertreter zu beſtellen. Kommt die Beſtellung nicht innerhalb einer von der 
Aufſichtsbehörde geſtellten Friſt zuſtande, ſo wird der Vorſitzende ſowie der Stellvertreter von 
dieſer beſtellt. 

(2) Der Vorſitzende und fein Stellvertreter bedürfen der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 
Die Beſtätigung kann zurückgenommen werden, wenn der Vorſitzende (Stellvertveter) den an ihn 
zu ſtellenden Anforderungen nicht entſpricht. 

(8) Die Geſchäfte des Vorſitzenden (des Stellvertreters) werden nebenamtlich wahrgenommen. 
Für ſeine Tätigkeit kann dem Vorſitzenden (dem Stellvertreter) eine angemeſſene Entſchädigung 
ſowie Erſatz ſeiner baren Auslagen gewährt werden. 


89. 

(1) Der Vorſitzende führt die Verwaltung des Prüfungsverbandes und vertritt ihn gerichtlich 
und außergerichtlich. Er bereitet die Beſchlüſſe des Verbandsausſchuſſes vor und führt ſie aus. 

(2) Ihm obliegt insbeſondere: 

a) die Aufſtellung des Haushaltsplans und die Legung der Rechnung; 

b) die Aufſtellung des allgemeinen Prüfungsplans bei den Ordnungsprüfungen; 

c) die Anordnung der einzelnen regelmäßigen Prüfungen; 

d) die Beſtellung der Prüfer für die einzelnen regelmäßigen Prüfungen; 

e) die Beſtimmung des Umfangs der Prüfungen im einzelnen Falle; 

f) die Überwachung der Erledigung der Prüfungserinnerungen. 


§ 10. 
Nach näherer Beſtimmung der Satzung kann die Verwaltung des Verbandes auch einem 
aus mehreren Perſonen beſtehenden Vorſtand übertragen werden. Die Vorſchriften der 88 8 
und 9 finden alsdann entſprechende Anwendung. 


§ 11. 

(1) Über die Angelegenheiten des Prüfungsverbandes beſchließt der Verbandsausſchuß. 
Vorſitzender des Verbandsausſchuſſes iſt der Verbandsvorſitzende, in den Fällen des § 10 ein 
Mitglied des Vorſtandes nach näherer Beſtimmung der Satzung. Die Mitglieder werden von den 
im § 8 Abſ. 1 genannten Stellen auf die Dauer von zwei Jahren beſtellt. Scheidet ein Mitglied 
vor Ablauf der Amtszeit aus, ſo iſt für deren Reſt ein Erſatzmann zu beſtellen. 8 8 Abf. 1 letzter 
Satz findet entſprechende Anwendung. 


(2) Den Mitgliedern des Verbandsausſchuſſes kann für ihre Tätigkeit Erſatz ihrer baren 
Auslagen gewährt werden. Sie werden von dem Vorſitzenden durch Handſchlag zur Erfüllung 
ihrer Pflichten, insbeſondere zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. Sie ſind, ſoweit ſie nicht 
Beamte der verbandsangehörigen Gemeinden ſind, Beamte im Ehrenamt. Die ehrenamtlichen 
Mitglieder ſtehen in dienſtſtrafrechtlicher Beziehung den Mitgliedern der Kreisausſchüſſe und der 
Provinzialausſchüſſe gleich (§ 98 der Beamtendienſtſtrafordnung). 

(8) Der Verbandsausſchuß tritt nach Bedarf, mindeſtens aber jährlich zweimal, zuſammen. 
Auf Verlangen der Aufſichtsbehörde muß der Ausſchuß innerhalb einer von dieſer beſtimmten 
Friſt berufen werden. Zu den Sitzungen des Ausſchuſſes ſind die zuſtändige Aufſichtsbehörde, in 
den Fällen des § 6 Abf. 4 die Oberpräſidenten der beteiligten Provinzen einzuladen, die ſelbſt 
oder deren Vertreter mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen. Sie können in den 
Sitzungen jederzeit das Wort ergreifen. 

(4) Dem Verbandsausſchuß obliegt insbeſondere: 

a) die Feſtſtellung der Satzung des Verbandes; 

b) die Beſchlußfaſſung über den Zuſammenſchluß mit anderen Prüfungsverbänden; 

e) die Feſtſtellung des Haushaltsplans ſowie der Jahresrechnung und die Entlaftung; 

d) die Auswahl geeigneter Prüfer; 
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e) der Abſchluß von Vereinbarungen mit Prüfern und Prüfungsſtellen über die Vornahme 
der Prüfungen; 

f) die Aufſtellung von Richtlinien für die Durchführung der Prüfungen; 

g) die Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten über die Abſtellung von Prüfungs⸗ 
erinnerungen zwiſchen dem Vorſitzenden und der geprüften Gemeinde (Gemeinde⸗ 
verbandes); 

h) die Vermittlung des Erfahrungsaustauſches zwiſchen den verbandsangehörigen Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbänden); 

i) die Beſchlußfaſſung über die Deckung der Ausgaben des Verbandes. 

(5) Gegen Beſchlüſſe des Verbandsausſchuſſes, die die Geſetze verletzen, ſeine Zuſtändigkeit 
überſchreiten oder die ordnungsmäßige Erledigung der Aufgaben des Verbandes gefährden, kann 
der Vertreter der Aufſichtsbehörde Widerſpruch erheben mit der Wirkung, daß die Beſchlüſſe nicht 
ausgeführt werden dürfen. 


(6) Faßt der Verbandsausſchuß einen zur ordnungsmäßigen Durchführung der Aufgaben 
des Verbandes erforderlichen Beſchluß nicht innerhalb der von der Aufſichtsbehörde beſtimmten 
Friſt, ſo kann der Beſchluß von dieſer erſetzt werden. 


Abſchnitt 3. 
Aufgaben der überörtlichen Prüfungs verbände und deren 
Durchführung. 
§ 12. 

Aufgabe der überörtlichen Prüfungsverbände iſt: 

a) die regelmäßige Vornahme überörtlicher Prüfungen des Haushalts⸗, Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſens der verbandsangehörigen Gemeinden und Gemeindeverbände (Ordnungs⸗ 
prüfung); 

b) die Förderung und Vornahme überörtlicher Prüfungen gemäß § 18 Satz 3 GN V. 
(Wirtſchaftlichkeits⸗ und Organiſationsprüfung). 


a. Ordnungsprüfung. 
§ 13. 

(0 Die Ordnungsprüfung hat feſtzuſtellen, ob 

a) das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) zweckmäßig 
eingerichtet iſt, 

b) die Zuverläſſigkeit der Kaſſen⸗ und Rechnungsführung ſowie die ordnungsmäßige und 
wirtſchaftliche Ausführung des Haushaltsplans durch Einrichtung und Handhabung aus⸗ 
veichender Kontrollen ſichergeſtellt ift und dementſprechend verfahren wird. 

Ergeben ſich bei der Prüfung Anſtände, ſo kann bis zu deren Beſeitigung die Prüfung durch 
den Vorſitzenden (den Vorſtand) des Prüfungsverbandes auf die nach der gemeindlichen Finanz⸗ 
ordnung durch die örtliche Rechnungsprüfung zu erledigenden Aufgaben ausgedehnt werden. Auf 
Verlangen der Kommunalaufſichtsbehörde muß dies geſchehen. 


Die Prüfung ift in jeder Gemeinde (jedem Gemeindeverband) in Abſtänden von drei 
Jahren durchzuführen; der von dem Vorſitzenden (dem Vorſtande) des Prüfungsverbandes im 
voraus für den Zeitraum von drei Jahren feſtzuſtellende Prüfungsplan muß ſicherſtellen, daß 
jedes Mitglied des Prüfungsverbandes innerhalb dieſes Zeitraums nach einer vorher feſtzulegenden 
Reihenfolge geprüft wird. l 

(8) Neben den regelmäßigen Prüfungen kann der Vorſitzende (der Vorſtand) des Prüfungs⸗ 
verbandes im Bedarfsfall außerordentliche Prüfungen anordnen; er muß derartige Prüfungen 
anordnen, wenn es die Kommunalaufſichtsbehörde verlangt. 


(4) In den Fällen des § 17 Abſ. 2 OFV. ift die Vornahme der Prüfung mit der Vornahme 
der örtlichen Rechnungsprüfung zu verbinden. 
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6) Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter können nach Anhörung eines von 
ihnen zu berufenden Ausſchuſſes Richtlinien für die Durchführung der Prüfungen aufſtellen, die 
für die Prüfungsverbände verbindlich ſind. Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammen⸗ 
ſetzung und die Aufgaben des Ausſchuſſes treffen die genannten Miniſter. 


§ 14. 

(1) Der überörtliche Prüfungsverband kann die Prüfungen entweder durch Beauftragung von 
Prüfungseinrichtungen, durch Austauſchbeamte oder durch hauptamtliche oder nebenamtliche Prüfer 
durchführen. Wird die Prüfung durch Austauſchbeamte vorgenommen, ſo ſind die Mitglieder des 
Verbandes verpflichtet, dieſem geeignete Beamte zu benennen und auf Anfordern zur Vornahme 
von Prüfungen zur Verfügung zu ſtellen. Die von den Mitgliedern zu zahlenden Reiſekoſten und 
Tagegelder für die Austauſchbeamten ſind in Höhe der ſtaatlichen Sätze von dem Prüfungsverbande 
zu erſtatten. Bei der Verwendung von Austauſchbeamten iſt darauf zu achten, daß die Mitglieder 
möglichſt gleichmäßig belaſtet werden. 

(2) Hauptamtliche Beamte der Prüfungsverbände gelten, ſoweit ſie von Prüfungsverbänden 
der Stadtgemeinden angeſtellt werden, als ſtädtiſche Beamte, ſoweit ſie von Prüfungsverbänden 
der Landgemeinden, Flecken, Kirchſpielslandgemeinden, Samtgemeinden und Köge angeſtellt 
werden, als Beamte von Landgemeinden, ſoweit ſie von Prüfungsverbänden der Amter und amts⸗ 
angehörigen Landgemeinden angeſtellt werden, als Amtsbeamte, ſoweit ſie von Prüfungsverbänden 
der Kreiſe angeſtellt werden, als Kreiskommunalbeamte, und ſoweit ſie von dem Prüfungsverbande 
der Provinzial⸗ (Bezirks-) Verbände und des Landeskommunalverbandes der Hohenzolleriſchen 
Lande angeſtellt werden, als Provinzialbeamte. Im Falle des Zuſammenſchluſſes mehrerer 
Prüfungsverbände gemäß 8 6 Abſ. 4 gelten die hauptamtlichen Beamten der Prüfungsverbände 
als ſtädtiſche Beamte, es ſei denn, daß fih mehvere gleichartige Prüfungsverbände zuſammen⸗ 
ſchließen. Die Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldftrafen ſowie die Einleitung 
des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens gegen Beamte der Prüfungsverbände erfolgt durch den Vor 
ſitzenden (den Vorſtand), unbeſchadet der nach dem Dienſtſtvafrechte den Auſſichtsbehörden zu- 
ſtehenden Befugnis. Im übrigen finden 88 90 bis 99 der Beamtendienſtſtrafordnung entſprechende 
Anwendung. 

§ 15. 

() Bei der Beftellung der Prüfer im einzelnen Falle iſt darauf zu achten, daß der betreffende 
Prüfer 

a) nicht Mitglied des Gemeindevorſtandes oder der Vertretungskörperſchaft der zu prüfenden 
Gemeinde (Gemeindeverbandes), 

b) mit Mitgliedern des Gemeindevorſtandes, dem Leiter des Rechnungsprüfungsamts und 
dem leitenden Kaſſenbeamten der zu prüfenden Gemeinde (Gemeindeverbandes) in auf⸗ 
und abſteigender Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie nicht verwandt oder 
verſchwägert iſt. 

(2) Die Prüfer dürfen von der zu prüfenden Gemeinde (Gemeindeverbande) Vergütungen 
oder Zuwendungen irgendwelcher Art nicht annehmen und unterliegen bei der Durchführung der 
Prüfung ausſchließlich den Weiſungen des Prüfungsverbandes. Sie ſind zur ſtrengſten Ver⸗ 
ſchwiegenheit über die ihnen aus Anlaß der Prüfung bekanntgewordenen Tatſachen zu verpflichten. 

(8) Der zuständigen Kommunalaufſichtsbehörde ift von dem Zeitpunkte jeder Prüfung und 
der Beſtellung des Prüfers (der Prüfungseinrichtung) im Einzelfall vorher rechtzeitig Kenntnis 
zu geben. Sie kann die Beſtellung eines anderen Prüfers (einer anderen Prüfungseinrichtung) 
verlangen, wenn ihr die Unabhängigkeit der Prüfung anderenfalls nicht gewährleiſtet erſcheint. 
Sie kann ferner zur Teilnahme an der Prüfung Beauftragte entſenden. 


§ 16. 

Die Mitglieder des Verbandes haben den von dem Prüfungsverband entſandten oder be⸗ 
auftragten Prüfern im Rahmen des Prüfungsgegenſtandes jede Unterſtützung, insbeſondere un⸗ 
beſchränkte Einſicht der Akten und der ſonſtigen Unterlagen, zu gewähren und jede erforderliche 
Auskunft zu erteilen. 
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§ 17. 

(1) Über jede Prüfung iſt ein ſchriftlicher Bericht zu erſtatten, der dem Prüfungsverbande, 
dem geprüften Mitglied und auf ihr Verlangen der Kommunalaufſichtsbehörde vorzulegen iſt. 

(2) Der Prüfungsbericht iſt nach Abſchluß der Verhandlungen mit dem Prüfungsverbande 
von dem Gemeindevorſtande der Vertretungskörperſchaft zur Kenntnis zu bringen. Zugleich iſt 
das Prüfungsergebnis in der für amtliche Veröffentlichungen der Gemeinde (des Gemeinde⸗ 
verbandes) beſtimmten Art unverzüglich zu veröffentlichen. 

(3) Wenn bei der Prüfung Mängel feſtgeſtellt worden ſind, ſo hat der Vorſitzende (der 
Vorſtand) des Prüfungsverbandes auf das Mitglied dahin einzuwirken, daß es dieſe Mängel als⸗ 
bald abſtellt. Die Befugniſſe der Kommunalaufſichtsbehörden der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
werden hierdurch nicht berührt. 


b. Wirtschaftlichkeits- und Organisationsprüfung. 
§ 18. 

(1) Über die Vornahme einer Prüfung der geſamten Verwaltung der Gemeinde über den im 
$ 13 bezeichneten Aufgabenkreis hinaus beſchließt der Gemeindevorſtand. Die Kommunalaufſichts⸗ 
behörde kann die Vornahme derartiger Prüfungen durch eine von ihr zu beſtimmende überörtliche 
Prüfungsſtelle auf Koſten der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) anordnen, wenn der Gemeinde- 
vorſtand ſelbſt die Beauftragung einer geeigneten Prüfungsſtelle verweigert oder Bedenken hin⸗ 
ſichtlich der Wirtſchaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Organiſation der Verwaltung der Gemeinde 
(des Gemeindeverbandes) beſtehen. 

(2) Der Prüfungsbericht iſt der Kommunalaufſichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

(8) Größere Landgemeinden im Sinne des § 18 Satz 3 GF V. find die Gemeinden mit mehr 
als 10 000 Einwohnern. 


Abſchnitt 4. 
Sondervorſchriften für die Stadtgemeinde Berlin. 


§ 19. 

(1) In der Stadtgemeinde Berlin erfolgt die regelmäßige Prüfung des Haushalts-, Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſens (§ 12 a) durch eine außerhalb der Stadtgemeinde ſtehende unabhängige 
Reviſionsgeſellſchaft, die von dem Oberbürgermeiſter mit Zuſtimmung des Oberpräſidenten beſtellt 
wird. Die Vorſchriften 8 13 Abſ. 1—3, 88 15, 16 und 17 finden entſprechende Anwendung. 

(2) In den Verwaltungsbezirken erfolgt die regelmäßige Prüfung des Haushalts-, Kaffen- 
und Rechnungsweſens durch das Rechnungsprüfungsamt der Zentralverwaltung nach Maßgabe der 
Finanzordnung der Stadtgemeinde Berlin. Auf die Beſeitigung der bei der Prüfung feſtgeſtellten 
Mängel hat der Oberbürgermeiſter hinzuwirken. 


Abſchnitt 5. 
Aufſicht. 
8 20. 

() Die Aufſicht über die überörtlichen Prüfungsverbände führt der zuſtändige Oberpräſident, 
im Falle des 8 6 Abf. 2 b der Oberpräſident der Provinz Brandenburg und von Berlin. Erſtreckt 
ſich ein Prüfungsverband über mehrere Provinzen, ſo wird die zuſtändige Aufſichtsbehörde von dem 
Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter beſtimmt. 

(2) Die Aufſichtsbehörde hat die ordnungsmäßige Erledigung der den Prüfungsverbänden 
übertragenen Aufgaben zu überwachen; ſie kann zu dieſem Zwecke insbeſondere alle ihr erforderlich 
erſcheinenden Auskünfte von dem Prüfungsverbande verlangen und in die Prüfungsberichte Ein⸗ 
ſicht nehmen. 

(8) Die Prüfungsverbände haben der Aufſichtsbehörde binnen drei Monaten nach Schluß des 
Geſchäftsjahrs (1. April bis 31. März) über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Geſchäftsjahr einen 
eingehenden Geſchäftsbericht zu erſtatten. 


Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 5, ausgegeben am 4. 2. 33. 19 


Artikel III. 
Übergangsvorſchriften. 
0 § 21. 

() Zum Zwecke der Beſchlußfaſſung über die Satzung und über den Zuſammenſchluß mit 
anderen Prüfungsverbänden iſt von dem Vorſtande (den Vorſtänden) des (der) zuſtändigen 
provinziellen kommunalen Spitzenverbandes (Spitzenverbände) bzw. der Landesdirektorenkonferenz 
alsbald ein vorläufiger Vorſitzender (Vorſtand) und ein vorläufiger Verbandsausſchuß zu beſtellen, 
deren Aufgaben mit der Veröffentlichung der Satzung endigen. 

E) Der im $ 13 Abſ. 2 vorgeſehene Zeitraum von drei Jahren beginnt erſtmalig mit dem 
1. April 1933. 

Artikel IV. 
Inkrafttreten. 
§ 22. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 28. Januar 1933. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Der Kommiſſar des Reichs. Der Kommiſſar des Reichs. 
Popitz. Bracht. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 
Jahrgang 1932 

liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1931 find noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden. 

Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag. 


Preis 1,35 NM zuzüglich der Werſamößweſen. 


Von den Jahrgängen 1920—1932 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 
Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — RA netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. von Detler's Verlag, G. Schend 
Liniſtraße 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 


Herausgegeben vom . Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Drudereis und 
erlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin. 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Voſtſcheckkonto Berlin 905g.) 
Den lanſenden Bezug ber Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Woflanftalten (Be ugs preis 1,— R. viertellahruch) 
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